
gende Anzahl der überprüften Fälle beweist — den 
Gerichten keine besonderen Schwierigkeiten. Jedoch ge­
lingt es ihnen häufig nicht, den sozialen Inhalt der 
Schuld herauszuarbeiten. Insoweit unterscheiden sich 
die Begründungen zur Schuld kaum von denen, die vor 
Inkrafttreten des neuen StGB anzutreffen waren. Bei 
der Einschätzung der Schwere der Schuld vermißt man 
die Einheit von rechtlicher und politisch-ideologischer 
Würdigung. Beispielsweise wird bei Straftaten gegen 
die staatliche und öffentliche Qrdnung, vor allem in den 
Fällen der §§ 212, 214 und 220 StGB, häufig nicht kon­
kret dargelegt, welche besondere Gefährlichkeit das be­
treffende Delikt im Zusammenhang mit der gegenwär­
tigen politischen Situation, insbesondere angesichts der 
Verschärfung des Klassenkampfes zwischen Imperialis­
mus und Sozialismus besitzt.
Probleme wirft die rechtliche Beurteilung der Rausch­
tat (§ 15 Abs. 3 StGB) auf. Die Frage, ob die Zurech­
nungsfähigkeit des Angeklagten infolge Alkoholgenus­
ses ausgeschlossen oder erheblich beeinträchtigt war, 
kann nicht mit der formalen Begründung geklärt wer­
den, daß das StGB eine Berücksichtigung des Alkohol­
einflusses bzw. eine Strafmilderung ausschließe. Damit 
würden die in der Person des Täters liegenden Um­
stände insoweit einfach ignoriert und der Verurteilung 
ein vom tatsächlichen Erscheinungsbild losgelöster Sach­
verhalt zugrunde gelegt.
In einer Strafsache war der volltrunkene Angeklagte 
beim nächtlichen Erklettern eines Baugerüstes von dem 
in Zivil befindlichen Abschnittsbevollmächtigten der 
Volkspolizei gestellt und zum Mitkommen aufgefordert 
worden. Der Abschnittsbevollmächtigte hatte ihm dabei 
auch den Dienstausweis gezeigt. Der notwendig gewor­
denen Zuführung widersetzte sich der Angeklagte mit 
Gewalt. Die in der Hauptverhandlung offen gebliebene 
Frage, ob der Angeklagte überhaupt erkannt hatte, daß 
er einem Volkspolizisten gegenüberstand, überging das 
Gericht mit der Bemerkung, daß es darauf nicht an­
komme, weil gemäß § 15 Abs. 3 StGB die Erfüllung des 
objektiven Tatbestands ausreiche. Mit einer derartigen 
Reduzierung der Untersuchung auf die objektiven Tat­
bestandsmerkmale stellt das Gericht aber an den in­
folge Alkoholgenusses Zurechnungsunfähigen höhere 
Anforderungen als an einen voll zurechnungsfähigen 
Täter, denn bei letzterem setzt der Widerstandsvorsatz 
die Kenntnis voraus, daß er einem im Sinne des § 212 
StGB tätig gewordenen Staatsfunktionär gegenüber­
steht.
Die formale Interpretation der §§ 15 Abs. 3 und 16 
Abs. 2 StGB führt zuweilen dazu, daß die Frage nach 
der Schuldhaftigkeit des Sich-in-den-Rausch-Versetzens 
gar nicht gestellt wird und folglich auch keine Unter­
suchungen in dieser Richtung vorgenommen werden. 
Die betreffenden Gerichte haben nicht erkannt, daß bei 
einem unzurechnungsfähigen Täter ein Straftatbestand 
nur anwendbar ist, wenn festgestellt wurde, daß der 
Zustand der Unzurechnungsfähigkeit auf einen Rausch 
zurückzuführen ist und der Rausch schuldhaft herbeige­
führt wurde. Infolgedessen wird auch oftmals nicht ge­
prüft, ob sich der Täter fahrlässig oder vorsätzlich in 
einen Rauschzustand versetzt hat und aus welchen 
Gründen und unter welchen Umständen dies geschah, 
obwohl das für die Tatbestandsmäßigkeit und u. U. für 
die Bemessung der Strafe von Bedeutung ist.
In § 15 Abs. 3 StGB wird nichts über die Möglichkeit 
einer Strafmilderung gesagt. In § 16 Abs. 2 StGB wird 
darüber hinaus ausdrücklich festgestellt, daß die Strafe 
nach den Grundsätzen über die außergewöhnliche Straf­
milderung nicht herabgesetzt werden darf, wenn sich 
der Täter schuldhaft in einen die Zurechnungsfähigkeit 
vermindernden Rauschzustand versetzt hat.
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Es muß davon ausgegangen werden, daß es gesetzlich 
ausgeschlossen ist, allein die durch Alkoholgenuß her­
vorgerufene Verminderung der Zurechnungsfähigkeit 
strafmildernd zu berücksichtigen. Dagegen sind andere, 
damit im Zusammenhang stehende subjektive Momente 
durchaus beachtlich, z. B. der Umstand, ob es sich um 
einen notorischen Trinker oder um einen Menschen 
handelt, der ausnahmsweise in erheblichem Maße Alko­
hol getrunken hat. Auch die Motive und der Anlaß des 
Trinkens können ebenso wie die Frage, ob die' Herbei­
führung der Trunkenheit fahrlässig oder vorsätzlich er­
folgte, für das Strafmaß Bedeutung haben.
Die Frage, wann von der Strafmilderung gemäß § 16 
StGB wegen verminderter Zurechnungsfähigkeit, die 
nicht auf einem Rauschzustand beruht, Gebrauch zu 
machen ist, hat der 5. Strafsenat des Obersten Gerichts 
für folgende Fälle bejaht:
a) wenn die verminderte Zurechnungsfähigkeit gänzlich 
oder überwiegend auf krankhafte Störungen zurückzu­
führen ist;
b) wenn eine schwerwiegende, z. B. neurotische Ent­
wicklung unverschuldet ist (schwerwiegende Milieu­
schädigungen und Fehlentwicklung von Kindheit an, 
ohne daß der Beschuldigte, z. B. altersbedingt, genü­
gend Gelegenheit hatte, diesen Einflüssen entgegenzu­
wirken).
Schwierigkeiten bereitet den Gerichten die Abgrenzung 
der unterschiedlichen Formen der fahrlässigen Schuld, 
wie sie in § 8 Abs. 1 und 2 StGB charakterisiert sind. 
Einzelne Elemente der Formen der Fahrlässigkeit (be­
wußte oder unbewußte Pflichtverletzung, Voraussehbar­
keit der Folgen, verantwortungslose Gleichgültigkeit, 
Gewöhnung an pflichtwidriges Verhalten) werden oft 
verwechselt. Es fehlt auch noch an exakten Kriterien 
für die Abgrenzung zur Nichtschuld. Damit besteht die 
Gefahr einer Ausweitung der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit, weil nicht die richtige Abgrenzung zum 
menschlichen Versagen bzw. zu objektiv wirkenden Un­
fallfaktoren, z. B. im Bereich des Straßenverkehrs, ge­
funden wird.
Zuweilen trifft man auf die Ansicht, die fahrlässige 
Schuld bei bewußter Pflichtverletzung (§ 8 Abs. 1 StGB) 
sei immer schwerwiegender als bei unbewußter Pflicht­
verletzung (§ 8 Abs. 2 StGB). Wenn es auch generell 
zwischen Vorsatz und Fahrlässigkeit Unterschiede in 
der inhaltlichen Schwere der Schuld gibt, so kann dies 
für die Unterschiede in der fahrlässigen Schuld nicht 
pauschal behauptet werden. Die §§ 7 und 8 StGB regeln 
nur die unterschiedliche Ausgestaltung der fahrlässigen 
Schuld, ohne damit gleichzeitig generell Auskunft über 
den Grad der Schuld zu geben7.
Träfe die genannte Auffassung zu, so müßte sie auch 
für die unterschiedlichen Arten des Vorsatzes gelten; 
damit müßte bei bedingtem Vorsatz automatisch eine 
niedrigere Schuld als bei direktem Vorsatz angenom­
men werden. Eine solche Auffassung ist falsch und 
verleitet dazu, nicht alle im konkreten Fall den Inhalt 
der Schuld charakterisierenden Umstände exakt festzu­
stellen.

*
Die vorstehenden Bemerkungen beweisen, daß die Ge­
richte bei der wirksamen Durchsetzung des neuen 
Strafrechts große Anstrengungen unternommen haben. 
Gleichwohl dürfen wir uns mit der bisherigen Entwick­
lung der Rechtsprechung in Strafsachen nicht begnügen. 
Die Rechtsprechung muß mit der gesellschaftlichen Ent­
wicklung nicht nur Schritt halten, sondern der gesell­
schaftsgestaltenden Rolle des sozialistischen Strafrechts

1 Vgl. dazu OG, Urteil vom G. September 1968 — S Zst 16/68 — 
(NJ 1968 S. 6341
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